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Preußiſche Geſetzſammlung 


(Nr. 10891.) Quellenſchutzgeſetz. Vom 14. Mai 1908. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, für 
den Umfang der Monarchie mit Ausnahme des vormaligen Herzogtums Naſſau, 
was folgt: 


Gemeinnützige Quellen. 


N 

Natürliche oder künſtlich erſchloſſene Mineral⸗ und Thermalquellen, deren 
Erhaltung ihrer Heilwirkung wegen aus überwiegenden Gründen des öffentlichen 
Wohles notwendig erſcheint (gemeinnützige Quellen), werden nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes geſchützt. BE 

§ 2. 

Ob eine Quelle im Sinne des § 1 als gemeinnützig anzuſehen iſt, wird 
auf Antrag von Beteiligten oder geeignetenfalls von Amts wegen durch die 
Miniſter für Handel und Gewerbe, des Innern, für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten und der Medizinal-Angelegenheiten endgültig. feſtgeſtellt. 

Die getroffene Anordnung kann von den genannten Miniſtern gemeinſam 
wieder aufgehoben werden. 


Schutzbezirk. 
98 3. ۱ 


Für eine gemeinnützige Quelle kann ein Bezirk feſtgeſtellt werden, innerhalb 
deſſen Bohrungen, Ausgrabungen und andere Arbeiten, welche auf den ge⸗ 
wachſenen Boden einwirken, ſowie auch alle ſonſtigen Arbeiten, welche die Er 
giebigkeit oder die Zuſammenſetzung der Quelle beeinfluffen können, nur mit ۶ 
heriger Genehmigung des Oberbergamts und des Regierungspräſidenten vor⸗ 
genommen werden dürfen Schutzbezirh. 
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§ 4. 

Die Feſtſtellung des Schutzbezirkes erfolgt auf Antrag des Quelleneigen⸗ 
tümers durch gemeinſamen Beſchluß des Oberbergamts und des Regierungs⸗ 
präſidenten. 

In dem Beſchluſſe ſollen, ſoweit tunlich, die Arbeiten beſtimmt werden, 
für welche es einer Genehmigung nicht bedarf. Für gewiſſe Arbeiten kann eine 
Anzeige vorgeſchrieben werden. 

Für benachbarte Quellen kann geeignetenfalls ein gemeinſamer Schutzbezirk 
feſtgeſtellt werden. 

§ 5. 

Mit dem Antrag auf Feſtſtellung des Schutzbezirkes hat der Quelleneigen⸗ 
tümer einen Lageplan einzureichen, aus welchem die Lage der zu ſchützenden 
Quelle und die Grenzen des beantragten Schutzbezirkes zu erſehen ſind. 


§ 6. 

Stellt ſich bei einer vorläufigen Prüfung heraus, daß der Lageplan oder 
der darin bezeichnete Schutzbezirk unzureichend iſt, ſo kann der Antrag auf Feſt⸗ 
ftellung des Schutzbezirkes durch gemeinſamen Beſchluß des Oberbergamts und 
des Regierungspräſidenten ohne weiteres Verfahren zurückgewieſen werden. Gegen 
dieſe Zurückweiſung ſteht dem Antragſteller die Beſchwerde an die im $ 9 bec 
zeichneten Miniſter offen. 

Anderenfalls iſt der Antrag nebſt Lageplan in den Gemeinde⸗ und Guts⸗ 
bezirken, die von dem beantragten Schutzbezirke berührt werden, während eines 
Monats zu jedermanns Einſicht offen zu legen. Die Zeit der Offenlegung iſt 
ortsüblich bekannt zu machen. Dabei iſt eine Stelle zu bezeichnen, bei welcher 
während dieſer Zeit Einwendungen gegen den Antrag angebracht werden können. 

Zur Erhebung von Einwendungen ſind jeder Beteiligte im Umfange ſeines 
Intereſſes, die Vorſtände der Gemeinde⸗ und Gutsbezirke ſowie die Ortspolizei⸗ 
behörde berechtigt. 

§7. 

Nach Ablauf der Friſt werden die Einwendungen in einem nötigenfalls 
an Ort und Stelle abzuhaltenden Termine vor Kommiſſaren, die von dem Ober⸗ 
bergamt und dem Regierungspräſidenten zu ernennen ſind, erörtert. 

Der Quelleneigentümer und diejenigen Beteiligten, welche Einwendungen 
erhoben haben, ſowie die Vorſtände der Gemeinde- und Gutsbezirke und die 
Ortspolizeibehörde ſind zu dem Termine zu laden und in dieſem mit ihren Er⸗ 
klärungen zu hören. 

Sa 
Die Kommiſſare haben die Verhandlungen dem Oberbergamt und dem 


Regierungspräſidenten vorzulegen. Dieſe entſcheiden über den Antrag durch ge⸗ 


meinſamen Beſchluß. 


ee 


Der Beſchluß iſt dem Quelleneigentümer, denjenigen Beteiligten, welche 
Einwendungen erhoben haben, den Vorſtänden der Gemeinde» und Gutsbezirke 
und der Ortspolizeibehörde zuzuſtellen. 


2. 

Gegen den Beſchluß ſteht den im § 8 Abſ. 2 genannten Perſonen und 
Behörden die Beſchwerde an die Miniſter für Handel und Gewerbe, für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten und der Medizinal⸗Angelegenheiten zu. 

Die Beſchwerde muß bei Verluſt des Beſchwerderechts binnen einem 
Monate nach Zuſtellung des Beſchluſſes bei dem Oberbergamte, dem Regierungs⸗ 
präſidenten oder einem der vorgenannten Miniſter eingelegt werden. Sie ſoll 
dem Gegner zur Beantwortung binnen einem Monate mitgeteilt werden. 

Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


$ 10. 

Iſt die Feſtſtellung eines Schutzbezirkes beantragt, ſo können das Ober⸗ 
bergamt und der Regierungspräſident vor der Feſtſtellung des Schutzbezirkes 
durch gemeinſamen Beſchluß vorläufig anordnen, daß innerhalb des beantragten 
Schutzbezirkes zu Arbeiten der im § 3 bezeichneten Art ihre Genehmigung er⸗ 
forderlich iſt. Die Vorſchriften des ٩ 4 Abſ. 2 finden Anwendung. 

Die nach Abſ. 1 getroffene vorläufige Anordnung iſt aufzuheben, wenn 
der Antrag auf Feſtſtellung des Schutzbezirkes abgelehnt wird. Die Aufhebung 
kann auch vorher erfolgen. 5 

Gegen die in Abſ. 1 und 2 bezeichneten Entſcheidungen findet keine Be⸗ 
ſchwerde ſtatt. 

SH, 

Die Beſtimmungen der §§ 3 bis 10 finden auf die Erweiterung eines 

Schutzbezirkes entſprechende Anwendung. 


٩ 12. 

Die Veſchränkung und die Aufhebung eines Schutzbezirkes kann ſowohl 
auf Antrag des Quelleneigentümers, eines ſonſtigen Beteiligten, des Vorſtandes 
eines beteiligten Gemeinde- oder Gutsbezirkes oder der Ortspolizeibehörde, als 
auch von Amts wegen durch gemeinſamen Beſchluß des Oberbergamts und des 
Regierungspräſidenten erfolgen. 

Ein offenbar unbegründeter Antrag kann ohne weiteres Verfahren zurück⸗ 
gewieſen werden. Gegen dieſe Zurückweiſung ſteht dem Antragſteller die Be⸗ 
ſchwerde an die im § 9 bezeichneten Miniſter offen. 

Anderenfalls iſt vor der Entſcheidung dem Quelleneigentümer und den Vor⸗ 
ſtänden der beteiligten Gemeinde⸗ und Gutsbezirke ſowie der Ortspolizeibehörde 
unter Mitteilung des etwa geſtellten Antrags Gelegenheit zur Außerung zu geben; 
hierbei iſt darauf hinzuweiſen, daß Einwendungen binnen einem Monate bei einer 
der vorgenannten Beſchlußbehörden erhoben werden können. 
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Der Beſchluß iſt dem Quelleneigentümer, dem Antragſteller, den Bors 
ſtänden der beteiligten Gemeinde- und Gutsbezirke und der Ortspolizeibehörde 
zuzuſtellen. 

Gegen den Beſchluß ſteht den im Abſ. 4 genannten Perſonen und Be— 
hörden die Beſchwerde zu. Sie hat inſoweit aufſchiebende Wirkung, als eine 
Beſchränkung oder die Aufhebung der getroffenen Anordnung verlangt wird. 
Im übrigen gelten die Vorſchriften des § 9. 


§ 13. 
Die Beſtimmung, daß gewiſſe Arbeiten der Genehmigung nicht bedürfen 
($ 4 Abſ. 2 Satz 1), kann auf Antrag oder von Amts wegen nachträglich ge: 
troffen oder erweitert, die Beſtimmung, daß gewiſſe Arbeiten vorher anzuzeigen 
find (§ 4 Abſ. 2 Satz 2), kann in gleicher Weiſe nachträglich beſchränkt oder 
aufgehoben werden. 
Die Vorſchriften des § 12 finden entſprechende Anwendung. 


. : 
Die Beſtimmung, daß gewiſſe Arbeiten der Genehmigung nicht bedürfen 
($ 4 Abſ. 2 Satz 1, § 13 Abſ. 1), kann auf Antrag des Quelleneigentümers 
oder von Amts wegen nachträglich beſchränkt oder aufgehoben, die Beſtimmung, 
daß gewiſſe Arbeiten vorher anzuzeigen find (§ 4 Abſ. 2 Satz 2), kann in gleicher 
Weiſe nachträglich getroffen oder erweitert werden. ۱ 
Die Vorſchriften des § 6 Abſ. 2, 3, der ٩٩ 7 bis 9 und des § 12 Abſ. 2 
finden entſprechende Anwendung. In dem Verfahren von Amts wegen tritt an 
die Stelle des Antrags der gemeinſame Beſchluß des Oberbergamts und des 
Regierungspräſidenten über die Einleitung des Verfahrens. 
Erforderlichenfalls können durch gemeinſamen Beſchluß des Oberbergamts 
und des Regierungspräſidenten Beſtimmungen der im Abſ. 1 bezeichneten Art vor- 
läufig getroffen werden. Gegen dieſe Beſtimmungen findet keine Beſchwerde ſtatt. 


§ 15. 

Die baren Auslagen des Verfahrens treffen in den Fällen der ٩٩ 3 bis 11 
den Quelleneigentümer. 

In den Fällen der $$ 12 bis 14 gilt das Gleiche, wenn eine Anordnung 
der dort bezeichneten Art ergeht. Wird ein Antrag zurückgewieſen, ſo hat der 
Antragſteller die baren Auslagen des Verfahrens zu tragen. 

Die durch eine erfolgloſe Beſchwerde verurſachten baren Auslagen fallen 
dem Beſchwerdeführer zur Laſt. 

§ 16. 

Die nach §§ 4, 8 bis 14 ergehenden Beſchlüſſe, durch welche das Grund— 
eigentum beſchränkt oder von einer Beſchränkung befreit wird, find nach Mafe 
gabe der von den zuſtändigen Miniſtern getroffenen Ausführungsbeſtimmungen 
öffentlich bekannt zu machen. a 


۱ 

Sol 
Gegen die Entſcheidung des Oberbergamts und des Regierungspräſidenten über 
die zu einer Arbeit nach § 3 oder § 10 erforderliche Genehmigung ſteht dem Quellen⸗ 
eigentümer, dem Antragſteller und dem Grundſtückseigentümer ſowie den Vorſtänden 
der beteiligten Gemeinde- oder Gutsbezirke und der Ortspolizeibehörde die Beſchwerde 
zu; ſie hat aufſchiebende Wirkung. Im übrigen gelten die Vorſchriften des § 9. 
Die baren Auslagen des Verfahrens treffen im Falle der Verſagung der 
Genehmigung den Antragſteller, anderenfalls den Quelleneigentümer. Die Vor⸗ 

ſchrift des $ 15 Abſ. 3 findet Anwendung. 


: $ 18. 

Stellt ſich heraus, daß durch eine genehmigte oder eine allgemein als der 
Genehmigung nicht bedürftig bezeichnete Arbeit die Quelle gefährdet wird, ſo kann 
auf Antrag des Quelleneigentümers durch gemeinſamen Beſchluß des Oberberg⸗ 
amts und des Regierungspräſidenten der Beginn oder die Fortſetzung der Arbeit 
unterſagt oder ihre Zuläſſigkeit von einer beſtimmten Art der Ausführung ab⸗ 
hängig gemacht werden. Auch kann, wenn die Arbeit bereits begonnen oder 
vollendet iſt, die Beſeitigung des ſchädigenden Zuſtandes angeordnet und im Falle 
der Weigerung des Grundſtückseigentümers auf Koſten des Quelleneigentümers 
bewirkt werden. Der Antrag des Quelleneigentümers iſt abzulehnen, wenn dieſer 
nicht auf Erfordern der Beſchlußbehörden und nach ihrem Ermeſſen für den 
Erſatz des durch die Anordnung dem Grundſtückseigentümer entſtehenden Schadens 
ausreichende Sicherheit leiſtet und den zur Beſeitigung des ſchädigenden Zuſtandes 
notwendigen Betrag vorſchießt. ۱ 

Bei Gefahr im Verzuge kann das Oberbergamt oder der Regierungs⸗ 
präſident allein eine vorläufige Entſcheidung treffen. Sie tritt jedoch außer Kraft, 
wenn nicht binnen einem Monate nach ihrer Zuſtellung ein entſprechender gemein⸗ 
ſchaftlicher Beſchluß beider Behörden zugeſtellt iſt. 

In den Fällen des Abſ. 1 gelten für die Beſchwerde und die baren Auslagen 
des Verfahrens die Vorſchriften des § 17. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende 
Wirkung. Gegen eine Entſcheidung gemäß Abſ. 2 findet keine Beſchwerde ſtatt. 

Auf Arbeiten der im $ bezeichneten Art, die zur Zeit der Stellung des 
Antrags auf Feſtſtellung eines Schutzbezirkes bereits begonnen, aber noch nicht 
vollendet ſind, finden die vorſtehenden Beſtimmungen entſprechende Anwendung. 
Ein Beſchluß oder eine vorläufige Entſcheidung des im Abſ. 1 Satz! bezeichneten 
Inhalts it aufzuheben, wenn der Antrag auf Feſtſtellung des Schutzbezirkes ۰ 
gelehnt wird. Gegen die Aufhebung findet keine Beſchwerde ſtatt. 


Entſchädigung. 
19. 


Wird die zu einer Arbeit nach $ 3 oder § 10 erforderliche Genehmigung 
verſagt oder unter erſchwerenden Bedingungen erteilt, fo iſt der Grundſtückseigen⸗ 
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tümer für die durch die Unzuläſſigkeit oder die Erſchwerung der Arbeit herbei⸗ 
geführte Minderung des Wertes des Grundſtücks unter Ausſchluß des entgangenen 
Gewinns von dem Quelleneigentümer zu entſchädigen. 

Die Entſchädigung findet nicht ſtatt: 

1. wenn ſich aus den Umſtänden ergibt, daß die Abſicht, die Arbeit aus⸗ 
zuführen, nur kundgegeben iſt, um die Entſchädigung zu erlangen; 

2. wenn die Genehmigung zu einer Bohrung, Ausgrabung oder ſonſtigen 
Erdarbeit verſagt wird, welche unternommen wird, um eine der zu 
ſchützenden Quelle gleichartige Quelle zu erſchließen, und geeignet iſt, 
die erſtere zu gefährden; 

3. wenn die Genehmigung zu einer Arbeit nicht erteilt wird, zu der ſie 
ſchon vor der Verkündung dieſes Geſetzes nach dem damals geltenden 
Rechte mit Erfolg verſagt worden war. 

Kommt eine Beſchränkung des Grundeigentums, für die nach Abſ. 1 eine 
Entſchädigung feſtgeſetzt worden iſt, ſpäter in Wegfall, ſo kann der Quellen⸗ 
eigentümer die Herabſetzung der Entſchädigung auf denjenigen Betrag beanſpruchen, 
welcher ausreicht, um dem Grundſtückseigentümer den ihm aus der vorüber⸗ 
gehenden Belaſtung ſeines Grundſtücks erwachſenen Schaden zu erſetzen. Soweit 
über dieſen Betrag hinaus Entſchädigung bereits geleiſtet worden iſt, kann ſie 
zurückgefordert werden. 

§ 20. 

Die Entſchädigung wird in Rente gewährt. Die Rente beträgt jährlich 
fünf vom Hundert der im § 19 Abſ. 1 bezeichneten Wertminderung, wovon eins 
vom Hundert unter Zuwachs der Zinſen der getilgten Beträge als Kapitalabtrag 
anzuſehen iſt. 

Die Rente iſt von der Zuſtellung des Beſchluſſes ab, durch den die Ge 
nehmigung endgültig verſagt oder unter einer erſchwerenden Bedingung erteilt 
wird, für die Dauer von 41 Jahren und 13 Tagen zu zahlen. Der Beſchluß 
iſt außer den Beteiligten auch den aus dem Grundbuch erſichtlichen dinglich 
Berechtigten der beteiligten Grundſtücke zuzuftellen. 

Die Rente erlifcht mit dem Wegfalle der Beſchränkung, für welche fie 
gewährt wird, ſoweit nicht ihr Fortbeſtand zur Ausgleichung des dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer aus der vorübergehenden Beſchränkung des Grundeigentums er⸗ 
wachſenen Schadens oder als Erſatz für Aufwendungen der im $ 23 bezeichneten 
Art erforderlich iſt. 

§ 21. 
Die Rente iſt dem jeweiligen Grundſtückseigentümer von dem jeweiligen 


u‏ یی 


wenn es bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots nicht berückſichtigt ift. Mehrere 


Rentenrechte haben gleichen Rang. 


Im übrigen finden die Vorſchriften Anwendung, die für eine zu Gunſten 


des jeweiligen Eigentümers eines Grundſtücks beſtehende Reallaſt gelten. 


§ 22. 
Der Quelleneigentümer iſt jederzeit berechtigt, die Rente ſchon während 


des im § 20 angegebenen Zeitraums durch Kapitalzahlung abzulöſen. Welche 


Summen in den verſchiedenen Jahren zu der Ablöſung erforderlich ſind, ergibt 
die beigefügte Tabelle. 


Der Grundſtückseigentümer kann die Ablöſung der Rente verlangen, wenn 


die Wertminderung mindeſtens ein Drittel des bisherigen Wertes des Grundſtücks 
oder nicht mehr als 300 Mark beträgt. 


9.23. 

Soweit der Grundſtückseigentümer infolge der Unzuläſſigkeit oder der Er⸗ 
ſchwerung der Arbeit Aufwendungen macht, die nach den Umſtänden als zweck⸗ 
mäßig anzuſehen ſind, kann er in den Grenzen der ihm nach § 19 zuſtehenden 
Entſchädigung Erſatz in Kapital verlangen. Er muß ſich jedoch die bisherigen 
Kapitalabträge oder, wenn die Wertminderung größer iſt als der zu erſetzende 
Betrag, einen verhältnismäßigen Teil anrechnen laſſen. 

Der Erſatzanſpruch verjährt in drei Jahren. Er iſt ausgeſchloſſen, wenn 
er nicht binnen zehn Jahren nach dem für den Beginn der Rentenzahlung maß⸗ 
gebenden Zeitpunkte gerichtlich geltend gemacht wird. 

Durch die Erſatzleiſtung wird die Rente oder, wenn die Wertminderung 
größer iſt als der geleiſtete Betrag, ein verhältnismäßiger Teil abgelöſt. 


: § 24. 

Der Grundſtückseigentümer verliert den Anſpruch auf die Rente, wenn er 
ihn nicht vor dem Ablaufe von ſechs Monaten nach der Zuſtellung des im § 20 
Abſ. 2 bezeichneten Beſchluſſes bei dem Landrat und, wenn das Grundſtück in 
einer Stadt belegen iff, bei dem Gemeindevorſtand anmeldet. Auf dieſe Rechts- 
folge iſt in dem Beſchluſſe hinzuweiſen. : 

Iſt die Anmeldung rechtzeitig erfolgt, fo hat der Landrat oder der Ge- 
meindevorſtand und, wenn dieſer aus mehreren Perſonen beſteht, ein Mitglied 
auf eine Einigung der Beteiligten hinzuwirken und die erfolgte Einigung zu be⸗ 
urkunden. Auf die Beurkundung finden die Vorſchriften des Artikels 12 § 4 des 
Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. September 1899 
Geſetzſamml. S. 177) Anwendung. i 

Kommt eine Einigung nicht zuſtande, ſo iſt dies den Beteiligten mitzuteilen. 
Der Anſpruch auf die Rente erliſcht, wenn er nicht binnen zwei Jahren nach 
der Zuſtellung der Mitteilung gerichtlich geltend gemacht wird. In der Mitteilung 
iſt auf dieſe Rechtsfolge hinzuweiſen. 
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Von dem Ergebniſſe der Einigungsverhandlungen iſt den aus dem 
Grundbuch erſichtlichen dinglich Berechtigten der beteiligten Grundſtücke Kenntnis 
zu geben. 

§ 25. 

In den Fällen des § 22 und des ٩ 23 Abſ. 3 finden auf das Ablöſungs⸗ 
kapital, wenn das Grundſtück mit Rechten Dritter belaſtet iſt, die Vorſchriften 
des Artikels 52 und des Artikels 53 Ab. 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch Anwendung. 

Steht das Grundſtück im Lehns⸗, Fideikommiß⸗, Stammguts⸗ oder Leihe⸗ 
verbande, ſo kann der Grundſtückseigentümer über das Ablöſungskapital nur ſo 
verfügen wie nach den in den einzelnen Landesteilen geltenden Vorſchriften über 
ein in demſelben Verbande ſtehendes Gut und die an deſſen Stelle tretenden 
Kapitalien. 

§ 26. N 

In den Fällen des § 18 iſt der Grundſtückseigentümer nach den Bors 
ſchriften der ٩٩ 19 bis 25 zu entſchädigen. Wegen eines weiteren Schadens, 
der ihm durch die Anordnung entſteht, kann er mit Ausnahme des entgangenen 
Gewinns inſoweit Erſatz verlangen, als die Billigkeit nach den Umſtänden eine 
Schadloshaltung erfordert. Dieſer Erſatzanſpruch verjährt in drei Jahren. 


27. 

Liegt ein Grundſtück in mehreren Schutzbezirken oder in einem gemeinſamen 
Schutzbezirke, ſo haften die beteiligten Quelleneigentümer dem Grundſtückseigentümer 
als Geſamtſchuldner. 

Im Verhältniſſe zu einander ſind die Quelleneigentümer zu gleichen Anteilen 
verpflichtet. Gewährt jedoch die zur Entſchädigung verpflichtende Anordnung den 
Quellen nicht in gleichem Maße Vorteil, ſo haften die Quelleneigentümer unter⸗ 
einander nach dem Verhältniſſe des ihnen aus der Anordnung erwachſenen 
Vorteils. 


Schutz gegen Veränderungen der Quellen. 


§ 28. 

Arbeiten, welche die Veränderung einer gemeinnützigen Quelle oder ihrer 
Faſſung bezwecken, bedürfen der Genehmigung des Oberbergamts und des Re— 
gierungspräſidenten. 

Mittels Beſchluſſes dieſer Behörden ſollen, ſoweit tunlich, im voraus die 
Arbeiten beſtimmt werden, für welche es einer Genehmigung nicht bedarf. Für 
gewiſſe Arbeiten kann eine Anzeige vorgeſchrieben werden. 

Iſt zu befürchten, daß durch die Ausführung der Arbeiten eine gemein⸗ 
nützige Quelle eines anderen Eigentümers gefährdet wird, ſo iſt dieſer vor der 
Entſcheidung zu hören. 
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| Gegen die Entſcheidung des Oberbergamts und des Regierungspräſidenten 


findet die Beſchwerde ftatt; die Vorſchriften der §§ 9 und 15 finden entſprechende 
Anwendung. f 


§ 29. 

Wird eine gemeinnüßige Quelle auf eine ihren Beſtand oder ihren Mineral 
gehalt gefährdende Weiſe benutzt oder entſpricht die Art ihrer Unterhaltung und 
Benutzung nicht dem Bedürfniſſe der öffentlichen Geſundheitspflege, ſo haben das 
Oberbergamt und der Regierungspräſident den Quelleneigentümer unter Be⸗ 
ſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Abſtellung des Mangels aufzufordern. 
Nach dem Ablaufe der Friſt können, wenn der Aufforderung vorher nicht ſtatt⸗ 
gegeben wird, die dem Quelleneigentümer gehörigen Grundſtücke nebſt Zubehör, 
ſoweit fie zur zweckentſprechenden Ausnutzung der Quelle erforderlich ſind, zu Gunſten 
eines Unternehmers, der für die Erhaltung und ordnungsmäßige Benutzung der 
Quelle die erforderliche Sicherheit gewährt, enteignet werden, auf dieſe Rechts⸗ 


olge iſt in der Aufforderung hinzuweiſen. Für die Enteignun insbeſondere 
9 9 5 gnung, 


für die Verleihung des Enteignungsrechts, gelten die Vorſchriften des Geſetzes 


über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. 
S. 221). i 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden entſprechende Anwendung, wenn das 
Oberbergamt und der Regierungspräſident die Feſtſtellung oder Erweiterung eines 
Schutzbezirkes oder eine der im § 18 bezeichneten Anordnungen für notwendig 
erachten und der Quelleneigentümer nicht binnen einer ihm beſtimmten angemeſſenen 
Friſt den erforderlichen Antrag ſtellt. 

Gegen die Verfügungen des Oberbergamts und des Regierungspräſidenten 
ſteht dem Quelleneigentümer die Beſchwerde zu; ſie hat aufſchiebende Wirkung. 
Im übrigen finden die Vorſchriften des § 9 Abſ. 1, Abſ. 2 Satz 1 und des § 15 
Abſ. 1 entſprechende Anwendung. 


Nutzungsrechte an Quellen. 
§ 30. 
Steht die Nutzung der Quelle nicht dem Eigentümer des ۰ 


ſtücks, ſondern auf Grund eines zeitlich nicht begrenzten Rechtes an dieſem einem 


anderen zu, ſo finden die Vorſchriften der §§ 4 bis 29 mit der Maßgabe ent⸗ 
ſprechende Anwendung, daß an die Stelle des Quelleneigentümers der Nutzungs⸗ 
berechtigte tritt. In den Fällen des ۵ kann, wenn das Nutzungsrecht nicht 
mit dem Eigentum an einem Grundſtücke verbunden iſt, das Nutzungsrecht ſelbſt 
enteignet werden. a : 
Zeitlich nicht begrenzt iſt das Recht einer juriſtiſchen Perſon auch dann, 
wenn es erſt mit ihr erliſcht. 
Gefeßfammlung 1908. (Nr. 10891.) 28 
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Strafbeſtimmung. 
SE f 
Wer eine Arbeit, die nach $ 3, § 10 oder § 28 der Genehmigung bedarf 
oder nach § 4, § 10 oder $ 28 erſt nach vorheriger Anzeige vorgenommen werden 
darf, ohne die Genehmigung oder Anzeige vornimmt oder einer nach § 18 ۶ 
troffenen Anordnung zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe bis zu 1000 Mark 
oder mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten und, wenn die Zuwiderhandlung fahr— 
läſſigerweiſe begangen wird, mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft beſtraft. 


Schlußbeſtimmungen. 
$ 32. 
Auf Arbeiten, welche auf Grund des Allgemeinen Berggeſetzes für die 
Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 (Geſetzſamml. S. 705) unterſagt werden 
können, findet dieſes Geſetz keine Anwendung. 


§ 33. 
Die Vorſchriften der 8٩ 2 bis 9 treten mit der Verkündung dieſes Geſetzes, 
die übrigen Vorſchriften mit dem 1. Januar 1909 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wiesbaden, den 14. Mai 1908. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 
v. Arnim. v. Moltke. Holle. Sydow. 
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Tabelle zum § 22 des Quellenſchutzgeſetzes. 
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Tilgung einer Entſchädigung von 100 Mark durch eine jährliche, im voraus zu entrichtende 
Rente von 5 Prozent, wovon 1 Prozent unter Zuwachs der Zinſen der getilgten Beträge 


Demnach iſt erforderlich zur Ablöſung 


als Kapitalabtrag anzuſehen iſt ($ 20) einer Rente von jährlich 
am ۶ treffen von der ſodann fälligen Rente und bleiben von der Ent-] im Laufe 1 Mark 
9 Zinſen un Entschädigung ſchädigung noch zu tilgen: AN (Entſchädigung- 20 Marl) 
Jahres 5750 5 Jahres 
Mark Mark Mark Mark 
1 4,00 000 1,00 000 99,00 000 0 19,80 000 
2. 3,96 000 1,04 000 97,96 000 2. 19,59 200 
3. 3,91 0 1,08 160 96,87 840 3. 19,37 568 
4. 3,87 514 1,12 486 95,75 354 4, 19,15 071 
5. 3,83 014 1,16 986 94,58 368 5. 18,91 674 
0. 3,78 335 1,21 665 93,36 703 6. 18,67 341 
1 3,73 468 I 1,26 532 92,10 1 1. 18,42 034 
8. 3,68 407 1,31 593 90,78 578 8. 18,15 716 
9. 3,63 143 1,36 857 89,41 721 9. 17,88 344 
10. 3,57 669 1,42 331 87,99 390 10. 17,59 878 
۳ 3,51 5 1,48 025 86,51 365 11. 17,30 273 
12. 3,46 055 1,53 945 84,97 420 12. 16,99 485 
18. 3,39 897 1,60 103 83,37 317 13. 16,67 463 
14, 3,33 493 1,66 507 81,70 0 14. 16,34 162 
15. 3,26 832 1,73 168 79,97 642 15. 15,99 528 
16. 3,19 905 1,80 095 78,17 547 16. 15,63 509 
17. 3,12 702 1,87 298 76,30 249 IE 15,26 050 
18. 3,05 210 1,94 790 74,35 459 18. 14,87 092 
19: 2,97 8 2,02 582 72,32 877 19: 14,46 575 
20. 2,89 315 2,10 685 70,22 192 20. 14,04 438 
21. 2,80 888 2,19 112 68,03 080 21. 13,60 616 
22. 2,72 123 2,27 877 65,75 203 22: 13,15 041 
23. 2,63 008 2,36 992 63,38 211 23. 12,67 642 
24. 2,53 528 2,46 472 60,91 739 24. 12,18 348 
25, 2,43 670 2,56 330 58,35 409 25. 11,67 082 
26. 2,33 416 2,66 584 55,68 825 26. 11,13 765 
27. 2,22 753 2,77 247 52,91 578 27. 10,58 316 
28. 2,11 663 2,88 337 50,03 241 28. 10,00 648 
29. 2,00 130 2,99 870 47,03 1 29. 9,40 674 
30. 1,88 135 3,11 865 43,91 506 30. 8,78 301 
31. 1,75 660 3,24 340 40,67 166 31. 8,13 433 
32. 1,62 687 3,37 313 37,29 853 32. 7,45 971 
33. 1,49 194 3,50 806 33,79 047 33. 6,75 809 
34. 1,35 162 3,64 838 30,14 209 34. 6,02 842 
35. 1,20 568 3,79 432 26,34 777 35. 5,26 955 
36. 1,05 391 3,94 609 22,10 168 36. 4,48 034 
37. 0,89 607 4,10 393 18,29 775 37. 3,65 955 
38. 0,73 191 4,26 809 14,02 966 38. 2,80 593 
39. 0,56 119 4,43 1 9,59 085 39. 1,91 817 
40. 0,38 363 4,61 637 4,97 448 40. 0,99 490 
41. 0,19 898 | hohl 900 0,17 346 
Nedigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 6 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 /) find an die Poſtanſtalten zu richten. 
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